
leistung sein sollen und wird es
jetzt auch werden“, hatte er auf
Truth Social geschrieben. Aus-
drücklich nannte er dann Chi-
na, Frankreich, Japan, Südko-
rea und Großbritannien als
mögliche Unterstützer. „Meh-
rere Länder“ würden Kriegs-
schiffe schicken, schob Trump
hinterher – bisher hat aber kein
Land eine solche Zusage bestä-
tigt.

Deutschland lehnt Einsatz ab

„Zahlreiche Länder haben mir
gesagt, dass sie auf dem Weg
sind. Manche sind sehr begeis-
tert darüber, andere sind es
nicht“, behauptete Trump am
Montag weiter ohne zu sagen,
um welche Nationen es sich
handelt. Abgesehen von
Kriegspartner Israel stehen da-
mit anscheinend keine größe-
ren Länder neu an der Seite der
USA. Deutschland lehnt eine
Beteiligung am US-Einsatz klar
ab, Japan und Australien sa-
gen, dass ein Entsenden von
Schiffen unwahrscheinlich sei,
GroßbritannienundFrankreich
wollen „Optionen diskutieren“.

Am Montag blieb auch Van-
ces Verteidigung des Iranein-
satzes eher schmallippig. „Ich
stimme zu, dass der Iran keine
Atomwaffe besitzen sollte“,
sagte er und schob nach, dass
„alle von uns für den Erfolg der
Truppen beten sollten“. Er ver-
traue darauf, dass Trump die
richtigen Entscheidungen tref-
fe. Es liegt die Vermutung nahe,
dassersolchevorsichtigenAus-
sagen wählt, um sich für eine
mögliche eigene Präsident-
schaftskandidatur keinen un-
beliebten Dauerkrieg ans Bein
zu binden.

Doch selbst der Präsident
räumte ein, seine Forderungen
nicht besonders nachdrücklich
zu verfolgen. „Ich versuche, sie
nicht hart unter Druck zu set-
zen“, sagte Trump am Montag
mit einer Portion Trotz und
Blick auf internationale Part-
ner. „Meine Einstellung lautet:
Wir brauchen niemanden. Wir
sind das stärkste Land der
Welt.“

Trump setzt Nato-Staaten
unter Druck

Der US-Präsident verlangt im Krieg gegen den Iran
Unterstützung von anderen Ländern, aber kaum jemand will

liefern. Konkrete Drohungen spricht er nicht aus – bislang.

giesicherheit, Zusagen zu einer
Kampfbeteiligung in der Straße
von Hormus kommen aber von
dort bisher nicht. Das scheint
nun für erste diplomatische
Verstimmungen zu sorgen.

Außerdem arbeitet sich
Trump seit einigen Tagen wie-
der an den Nato-Partnern ab.
Das Militärbündnis sehe „sehr
schlechten Aussichten“ ent-
gegen, wenn deren Mitglieds-
staaten keine ernsthafte Hilfe
bei den Anstrengungen zur
Öffnung der Straße von Hor-
mus bereitstellen, sagte er der
„FinancialTimes“. ImLaufedes
Wochenendes forderte er allge-
mein Unterstützung anderer
Nationen zum Absichern der
Durchfahrt von Öltankern – da-
für nötige Truppenzahlen oder
konkrete Beispiele für Flug-
zeugträger und Militärschiffe
hat seine Regierung öffentlich
nicht genannt. Politikkommen-
tatoren betonen zudem, dass
die Nato als Verteidigungs-
bündnis geschaffen wurde –
einen Mechanismus, dass alle
Partner den Angriffskrieg eines
Mitgliedstaats unterstützen
müssen, gibt es nicht.

Bisher offenbart Trump
nicht,oberbeispielsweiseneue
Zölle oder den Entzug von
Hilfszahlungen an die Ukraine
als Druckmittel einsetzen
möchte. Stattdessen beklagt er
sich allgemein über das inter-
nationale Zögern. Die Ver-

einigten Staaten hätten man-
che Länder jahrzehntelang vor
äußeren Gefahren beschützt,
doch jetzt würden sie die Hilfe
versagen, meint er. „Sie waren

nicht besonders enthusiastisch.
Der Grad an Begeisterung ist
wichtig für mich“, sagte Trump.
Die Gefahren eines Einstiegs in
den Krieg spielt er herunter.
„Sehr wenige Schüsse werden
fallen, weil sie nicht mehr viele
Schüsse übrig haben“, sagte
Trump zum aus seiner Sicht ge-
schwächten Iran.

Ursprünglich hatte er am
WochenendedenDruckaufan-
dere Nationen verstärkt. „Das
hättevonAnfanganeineTeam-

Zahlreiche
Länder haben
mir gesagt, dass
sie auf dem Weg
sind. Manche
sind sehr
begeistert
darüber, andere
sind es nicht.
Donald Trump,
US-Präsident

Blick aus demAll: Die Satellitenaufnahme zeigt die Straße von Hormus,
die den Golf von Oman (links oben) mit dem Persischen Golf (rechts
unten) verbindet. Links ist der Iran zu sehen. FOTO: ASTROMUJOFF/GETTY

Kinder oder Jugendliche, die
ihre prägenden Jahre in Europa
verbracht haben.

Mohammad Khurshid ist 18
Jahre alt und hat seinen Schul-
abschluss in der Steiermark in
Österreich gemacht, wo er eine
Lehre als Maschinenbautechni-
ker machen wollte. Dann wurde
seine Familie im vergangenen
September abgeschoben. „Ich
war sehr glücklich in Öster-
reich“, sagt er. „Ich bin mit 14
Jahren nach Österreich gekom-
men,es istmeineHeimatgewor-
den. Hier kann ich nichts ma-
chen. Ich bin mit der Schule fer-
tig, finde aber keine Arbeit.“

Sein Vater Jabar Khurshid
kommt bis heute nicht darüber
hinweg, dass die Behörden sei-
ne Familie zurückgeschickt ha-
ben. „In Österreich gibt es keine
Menschenrechte“, schimpft der
57-Jährige. Für die Flucht nach
Europa mit seiner Ehefrau, den
dreiKindernundseiner78Jahre
alten Schwester hat der Gold-
schmied alle Ersparnisse aufge-
braucht. Trotzdem würde er am
liebsten noch während des
Interviews wieder aufbrechen –
dann aber nicht nach Öster-
reich, sondern nach Deutsch-
land. „Wenn ich Geld hätte,
würde ich jetzt sofort aufstehen,
mich von Ihnen verabschieden
und losgehen.“

Die 13-jährige Shadi Azad ist
in Friedelsheim in Rheinland-
Pfalz zu Hause gewesen, bis sie
mit ihren beiden Brüdern und
ihrer Mutter am 28. Mai vergan-
genen Jahres abgeschoben
wurde – nach drei Jahren in
Deutschland. „Die Polizei ist
nachts um zehn gekommen“,
sagt Azad am Telefon aus der
Stadt Sulaimaniyya in fließen-
dem Deutsch. „Die Polizisten
haben uns die Handys wegge-
nommen und gesagt, wir hätten
sieben Minuten, um zu packen.
Meine Mutter hat geweint. Am
nächsten Morgen um sechs sa-
ßen wir im Flugzeug.“

Unter der Überschrift „Ohne
Abschied zurück in den Irak“
schreibt die örtliche Zeitung
„Die Rheinpfalz“ später, Nach-
barn und Freunde hätten sich
um die Integration der kurdi-
schen Familie bemüht und seien
„geschockt und traurig“ über
dieAbschiebunggewesen.„Auf
einmal ist alles umsonst gewe-
sen.“ Shadi sagt: „Wir wissen
nicht, warum wir abgeschoben
wurden. Wir haben davor kei-
nen Brief oder so bekommen.“

Der 13-Jährigen fehlt ihr
Fußballverein, auf Fotos ist sie
im Trikot mit ihrem Team zu se-
hen – und sie vermisst die Schu-
le. In der 5c der Carl-Orff-Real-
schule in Bad Dürkheim war sie
Klassensprecherin. „Hier dür-
fen meine Brüder und ich nicht
zur Schule gehen. Wir können
Kurdisch sprechen, aber nicht
lesen und schreiben.“ Um die
Geschwister zuzulassen, ver-
lange die kurdische Schule die
Zeugnisse aus Deutschland im
Original. Die deutsche Schule
habe Scans geschickt, die in Su-
laimaniyya nicht akzeptiert
worden seien.

Helfer Ali sagt, er sei deswe-
gen im Bildungsministerium der
Regionalregierung in Erbil vor-
stellig geworden – ohne Erfolg.
Seit acht Monaten hätten Shadi
und ihre Brüder keinen Unter-
richtmehr.„Wirhabensogaran-
geboten, wieder in der ersten
Klasse anzufangen, aber auch
das wurde abgelehnt“, sagt
Shadi. „Wir haben wirklich alles
versucht. Aber sie nehmen uns
nicht.“

Mitarbeit: Sardar Abdullah

ten Sicherheitslage kämen im-
mer mehr Menschen aus den
Dörfern in die Städte, wo es kei-
ne Arbeit gebe. Ein gutes Leben
seinurdenenvergönnt,dieGeld
und Einfluss hätten. „Die Men-
schen fliehen aus wirtschaftli-
chen oder politischen Gründen.
Alle haben gemeinsam, dass sie
nach einem besseren Leben
streben.“

Im deutschen Asylsystem ge-
hört der Irak weiterhin zu den
wichtigen Herkunftsländern -
Rang vier hinter Syrien, Afgha-
nistan und der Türkei. Im ver-
gangenenJahrstelltennachAn-
gaben des Bundesamts für Mig-
ration und Flüchtlinge knapp
5000 Irakerinnen und Iraker
einen Asylantrag, mehr als zwei
Drittel davon waren Kurden.
Schutz erhält allerdings nur et-
wa jeder sechste Antragsteller.
Gleichzeitig gehört der Irak zu
den zehn häufigsten Ziellän-
dern für Abschiebungen aus
Deutschland: 2024 wurden rund
700 Menschen dorthin zurück-
geführt.

VonDeutschland enttäuscht

Ali sagt, er wünsche sich eine
Zusammenarbeit mit deutschen
Behörden, die auf seine Kon-
taktversuche aber nicht reagier-
ten.DerVereinschefmeint,viele

kurdische Migranten in der
Bundesrepublik seien desillu-
sioniert und würden freiwillig
zurückkehren, wenn sie dabei
mehr Unterstützung erfahren
würden. Andere würden gar
nicht erst aufbrechen, wenn die
Lügen der Schleuser entlarvt
würden – die den Menschen er-
zählten, das Paradies auf Erden
sei nur einen Spaziergang ent-
fernt.

SeineVereinigungorganisie-
re mithilfe der kurdischen Re-
gionalregierung und von Spen-
dern die Rückführung der Lei-
chen von Geflüchteten in die
Heimat – zumindest dann, wenn
man die Toten finde. „Viele sind
für immerverschwunden. Inden
Wäldern zwischen Bulgarien
und der Türkei oder in Belarus,
oder aber im Mittelmeer.“ Zu
den öffentlichen Beerdigungen
würdenMedieneingeladen,de-
ren Berichte Nachahmer ab-
schrecken sollen.

Ali ist bekannt in Ranya.
Wenn man mit ihm über den Ba-
sar geht, zeigt sich, wie viele
Menschen in der Stadt eine
Fluchtgeschichte haben. „Der
Mann wurde aus Großbritan-
nien abgeschoben“, sagt er,
während er die Hand zum Gruß
hebt. „Der hier aus Dänemark.“
Auf dem Basar verkaufen Stra-
ßenhändler Zigaretten und
Feuerzeuge. Ein Metzger zer-
hackt Fleischstücke, in seinem
Schaufenster hängen Hammel-
beine. In den überdachten Gas-
sen werden Spielzeug und Han-
dys, Küchengeräte und Nähma-
schinen, Nüsse und Plastikblu-
men angeboten.

Mohammad Khader (39)
arbeitet in einer Bäckerei auf
dem Markt. Mit einer langen
Metallzange fischt er Fladen-
brote aus dem Backofen, die er
mit einer Drehung des Handge-
lenks geübt auf den Auslagen-
tisch schleudert. Ein Fladen kos-
tet etwas mehr als 15 Cent. Kha-
der verdient rund sieben Euro –
am Tag. Davon kann man auch
im Irak kaum leben. Vor gut
zwei Jahren wurde er aus Bay-
ern abgeschoben, das Datum –
den 18. Januar 2024 – weiß er bis
heute auswendig. Dass sein

schlechtgelaunterChef ihnwie-
derholt anfährt, er solle seine
Arbeitszeit nicht mit dem Repor-
ter aus Deutschland vertrödeln,
beeindruckt Khader nicht.

Khader hat sich während der
Flüchtlingskrise 2015 auf den
Weg nach Europa gemacht. Die
wirtschaftliche Lage im Nord-
irak sei damals wie heute
schlecht gewesen, sagt der Kur-
de. Außerdem habe sich zu der
Zeit die Terrormiliz Islamischer
Staat (IS) in der Region ausge-
breitet. „Als ich in Griechenland
war, haben mir Mitarbeiter vom
Roten Kreuz gesagt, wenn du
nach Deutschland gehen willst,
dann wirst du sofort genom-
men.“ Khader macht bis heute
keinen Hehl daraus, dass er aus
wirtschaftlichen Gründen in die
Bundesrepublik wollte. Dass
sein Asylantrag abgelehnt wur-
de, scheint ihn selbst nicht zu
verwundern.

Schwierige Rückkehr

Die Rückkehr in den Irak sei
schwierig gewesen, erzählt
Khader. Mit gerade einmal 72
Euro in der Tasche sei er nach
acht Jahren in Bayern in Bagdad
gelandet. „Hier gibt es kein So-
zialsystem, das einen auffängt.“
Er habe zu seinem alten Vater in
dessen Haus ziehen müssen, wo

er bis heute wohnt. „Mein Le-
ben hier ist wirklich schwierig“,
sagt Khader. „Wenn Deutsch-
land mich zurücknehmen wür-
de, würde ich sofort wieder ge-
hen.“

DieRückkehrer–dieoft ihren
ganzen Besitz verkauft haben,
um die Flucht ihrer Familie nach
Europa zu bezahlen – stehen
meist nicht nur finanziell vor
dem Nichts. Sie erleiden häufig
auch einen Kulturschock, im
Nordirak erinnert wenig an
Europa. Besonders gilt das für

Bei der Flucht gestorben: Fotos von Babys, Kindern undMännern aus der Kurdenregion im Nordirak. FOTO: CANMEREY/RND

Bakir Ali hilft Rückkehrern dabei, ihr Leben wiederaufzubauen, und
klärt über die Gefahren von illegalen Ausreisen auf. FOTO: CANMEREY/RND

Die Menschen
fliehen aus
wirtschaftlichen
oder politischen
Gründen.
Alle haben
gemeinsam, dass
sie nach einem
besseren
Leben streben.
Bakir Ali,
Leiter einer Hilfsorganisation Mohammad Khaders Asylantrag

wurde nicht bewilligt. Nun backt
er Fladenbrote – doch das Geld,
das er damit verdient, reicht
auch im Irak kaum zum Leben.

FOTO: CANMEREY/RND

RANYA. Bakir Ali (52) hat einen
Raum in seinem Büro, in den er
zum Weinen geht. An der Wand
hängen Fotos von Babys, Kin-
dern, Frauen und Männern aus
der Kurdenregion im Nordirak,
die bei der Flucht nach Europa
ums Leben gekommen sind. Bei
einer Familie sind Kinder und
Eltern gemeinsam gestorben,
bei einer anderen hat nur der
Vaterüberlebt.AlikenntdieGe-
schichten der Opfer – auch die
des Jugendlichen, dessen Mut-
ter seinen Tod vor bald fünf Jah-
ren bis heute nicht akzeptiert.
„Für Festtage kauft sie ihm im-
mer noch neue Kleidung, weil
sie glaubt, dass er bald wieder-
kommt.“ Ein-, zweimal die Wo-
che ziehe er sich in den Raum
zurück, zünde sich eine Zigaret-
te an und lasse seinen Tränen
freien Lauf, sagt Ali – der auch
jetzt um Fassung ringt.

Ali hat ab 1997 einige Jahre
in den Niederlanden und in
Griechenland gearbeitet, bevor
er in seine Heimatstadt Ranya
zurückkehrte. Dort gründete er
2011 – vier Jahre vor Beginn der
Flüchtlingskrise – die „Vereini-
gung von Rückkehrern aus
Europa in die Kurdenregion im
Irak“. Die meisten kommen
nicht freiwillig zurück, sondern
werden abgeschoben.

Aufklärung über Gefahren

„Wir wollen Rückkehrern dabei
helfen, hier ihr Leben wieder
aufzubauen“, sagt Ali, der die
Hilfsorganisation ehrenamtlich
leitet. „Gleichzeitig versuchen
wir, Menschen von der illegalen
Migration abzuhalten.“ Seine
Organisation kläre potenzielle
Migranten über die tödlichen
Gefahren auf – und darüber,
„dass Europa nicht das Paradies
ist, für das viele es halten“. Hin-
ter seinem Schreibtisch hängt
ein Poster, das ein gekentertes
Boot auf hoher See zeigt, an dem
sich Migranten verzweifelt fest-
klammern.

Unbeliebt machen sich Ali
und seine ehrenamtlichen Mit-
streiter in der nordirakischen
Kurdenregion bei Menschen-
schmugglern. Auf seinem Han-
dy zeigt der Vereinschef ein Vi-
deo, das einer der Schleuser in
sozialen Medien veröffentlicht
hat: Darauf wirft der hörbar auf-
gebrachte Mann, dessen Ge-
sicht man nicht sieht, ein Geld-
bündel nach dem nächsten auf
einen Tisch, insgesamt 130.000
Dollar. Die Summe verspricht er
jedem, der Ali tötet – der hatte
der Polizei zuvor Informationen
über ein Geldversteck des
Schleusers gesteckt.

Ali sagt, 17.000Dollar (knapp
15.000 Euro) müssten Migran-
tenfürdieStreckevomNordirak
nach Deutschland bezahlen.
Weil die Türkei die Durchreise
nach Europa fast unmöglich ge-
macht habe, führe die Route
jetzt meist über Libyen – und sei
damit noch gefährlicher gewor-
den. Auch deshalb sei die Zahl
der Migranten aus der nordira-
kischen Kurdenregion zurück-
gegangen. Im vergangenen
Jahr hätten sich rund 6700 Men-
schen von dort auf den Weg
nach Europa gemacht, 2021 sei-
en es noch 28.000 gewesen. Be-
liebtestes Ziel sei inzwischen
Großbritannien – bis vor einigen
Jahren sei es Deutschland ge-
wesen.

Die meisten kurdischen Mig-
ranten stammten aus der Region
Raparin, deren Zentrum Ranya
ist, sagt Ali. Wegen der schlech-

VON CAN MEREY

Flucht, Abschiebung und das Danach
Viele Kurden aus dem Nordirak sterben auf dem Weg nach Europa, manche landen wieder dort, wo sie einst aufgebrochen sind.

Nach einer Ausweisung müssen sie von vorn anfangen. Doch für viele hat die Reise innerlich nie geendet.

STORY DES TAGES

WASHINGTON. Eine Tornado-
Warnung hat zum Wochenbe-
ginn die US-Hauptstadt ausge-
bremst: Der Kongress hat Ab-
stimmungen vertagt, Bundes-
beamte blieben zum Arbeiten
daheim und Washingtoner
Schulen schickten die Kinder
am Montag früher nach Hause
– US-Präsident Donald Trump
hatte aber schon am Wochen-
ende mit neuen Forderungen
zum Iran-Krieg dafür gesorgt,
dass düstere Wolken über den
Beziehungen zwischen Wa-
shington und internationalen
Partnern hängen. Er will ande-
re Länder dazu drängen, ge-
meinsam mit den USA Irans Be-
lagerung der Straße von Hor-
mus zu brechen. Aber welche
Unterstützung Trump genau
von ihnen verlangt und womit
er droht, falls sie seinen Wün-
schen nicht nachkommen,
bleibt auch nach Tagen ähnlich
nebulös wie die gesamte Iran-
Strategie seiner Regierung.

Aufklärung sollte ein Termin
am Montagnachmittag brin-
gen. Das Weiße Haus hatte
Trump gemeinsam mit seinem
Vize JD Vance für einen Auftritt
im Oval Office angekündigt,
der Präsident sollte ein Dekret
gegen den Missbrauch von So-
zialleistungen unterzeichnen –
es war der erste gemeinsame
öffentliche Termin der beiden
seit Beginn des Krieges vor fast
zweieinhalb Wochen. Nach of-
fensiven Aussagen am Wo-
chenende sprach Trump aber
dieses Mal keine konkreten
Forderungen aus, einzig einige
Aussagen zu China schrieben
Schlagzeilen.

China zögert noch

Der US-Präsident erklärte, eine
für Ende März angekündigte
Reise nach Peking für ein Tref-
fen mit Staatspräsident Xi Jin-
ping um rund einen Monat ver-
schieben zu wollen. „Ich möch-
te wegen des Krieges hier sein.
Ich muss hier sein, glaube ich“,
sagte Trump. In Peking gibt es
zwar den Wunsch nach Ener-

VON CHRISTIAN FAHRENBACH

Behauptungen unbestätigt: US-Präsident Donald Trump spricht von internationalen Kriegsschiffen, doch keinem Land ist ein solcher Einsatz
bekannt. FOTO: JULIA DEMAREE NIKHINSON/AP/DPA
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VON KRISTINA DUNZ

Der Vergewaltiger
des Völkerrechts

Es ist keine Überraschung, dass Donald Trump nun Kuba Ge-
walt androht. Nicht, dass seine völkerrechtswidrige Militär-
aktion gegen Venezuela, seine Drohung der völkerrechtswid-

rigen Annexion Grönlands und sein völkerrechtswidriger Krieg
gegen den Iran einer Strategie folgten. Dieser US-Präsident tut all
das, weil er es ungestraft machen kann. Überflüssig zu erwähnen,
dass er keine Ausdauer für komplizierte Fälle hat. Wie ein trotziges
Kind, das mit Bauklötzen wirft. Nur ist die Dimension hier eine an-
dere. Denn seine Kuba-Äußerung erinnert nicht an unerzogene
Kinder, sondern an Vergewaltiger, denen Unterwerfung und das
Gefühl von Macht größte Lust bereiten. „Ich glaube, ich könnte
damit machen, was ich will“ – ein solcher Satz von Trump über
einen souveränen Staat steht nicht bloß für seine Fantasie. Er steht
für seine Erfahrung. Dem Mann ist bisher niemand wirklich ge-
fährlich geworden. Entweder hat er sich etwas gekauft oder es sich
als mächtigster Mann der Welt genommen. Solange – Gott bewah-
re – niemand zu den Waffen greift, wird er sich davon auch nicht
abhalten lassen.

Einzig die Drohung der EU mit Gegenzöllen im Fall Grönland
hat ihn von seinem Großmachtstreben gegen den NATO-Partner
Dänemark Abstand nehmen lassen. Dass Deutschland und Europa
mit den USA unter Trump und seinesgleichen am Scheideweg ste-
hen, ist deshalb auch keine neue Erkenntnis. Es kommt jetzt aber
darauf an, welchen Kurs Berlin und Brüssel weiter wählen. Allen
Scharfmachern sei zugerufen: Solange wir militärisch und wirt-
schaftlich derart abhängig von den USA sind wie jetzt, steht auch
immer unsere eigene Sicherheit beziehungsweise unser Schutz
durch die USA auf dem Spiel. Man kann Friedrich Merz zwar zu
Recht dafür kritisieren, dass er den Iran-Krieg immer noch nicht als
Völkerrechtsbruch geißelt. Aber auch der Kanzler muss Schaden
vom eigenen Volk abwenden. Und ein Bruch mit den USA ist in
der gegenwärtigen Lage sicherheitspolitisch nicht zu verantwor-
ten.

Richtig und elementar wichtig ist dabei aber das klare Nein der
Regierung zu einer Beteiligung der Bundeswehr an einer Siche-
rung der Öltransporte durch die vom Iran blockierte Straße von
Hormus. Der deutschen Bevölkerung ist eine indirekte Beteiligung
an diesem Krieg nicht zuzumuten. Wir sind schon bis zur Halskrau-
se mit der Hilfe für die von Russland – völkerrechtswidrig – über-
fallene Ukraine beschäftigt. Zugleich müssen wir noch unsere De-
mokratie verteidigen, die nicht zuletzt durch den brutalen Kurs der
USA gegen gemeinsame Werte und Regeln auch in Deutschland
unter Druck geraten ist.

Gerade die Demokratie lässt aber hoffen. Wenn Trump etwas
zu fürchten hat, dann einzig das US-amerikanische Volk. Er mag
darauf setzen, dass Kriege von innenpolitischen Schwächen ablen-
ken. Aber auf Dauer durchschauen die Menschen das. Und im
Herbst sind in den USA Zwischenwahlen.

KOMMENTAR

Es gilt das weltliche Gesetz

Mehr als zehn Jahre ist der Skandal um den Limburger
„Protzbischof“ Franz-Peter Tebartz-van Elst inzwischen
her. Der Kirchenobere lebte im Saus und Braus, die

Gläubigen durften zahlen. Noch immer wirkt dieses klerikale
Fehlverhalten nach: Am Dienstag musste der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) seinetwegen ein grundlegendes Urteil zum
kirchlichen Arbeitsrecht fällen. Geklagt hatte die frühere Mit-
arbeiterin der katholischen Caritas. Der Sozialarbeiterin war ge-
kündigt worden, nachdem sie aus der Kirche ausgetreten war.
Ihr Arbeitgeber sieht darin das schwerste Vergehen gegen den
Glauben und die Einheit der Kirche. Nach Ansicht der Luxem-
burger Richter zählt das im weltlichen Arbeitsrecht aber nicht.
Schließlich ist die Mitgliedschaft in der katholischen Kirche gar
keine Voraussetzung für ihren Job. Der Klägerin einfach zu kün-
digen, werten die Juristen daher berechtigterweise als unzuläs-
sige Diskriminierung. Gekommen war es zu dem Streit über-
haupt erst wegen des unseligen Skandals im Bistum Limburg:
Der Ehemann der Klägerin war ausgetreten, um nicht mehr für
den barocken Lebensstil des Bischofs zahlen zu müssen. Sie
folgte ihm nach eigenen Angaben nur, damit das Paar um das
„besondere Kirchgeld“ umhinkam. Das ist eine Abgabe, die Kir-
chenmitglieder treffen kann, wenn der Ehepartner eine andere
Religionszugehörigkeit hat oder konfessionslos ist. Weil das
Kirchgeld nach dem gemeinsamen Einkommen berechnet wird,
hätte ihr Mann indirekt weiterhin für Tebartz-van Elsts Aus-
schweifungen bezahlen müssen. Der katholische Arbeitgeber
wird nun die höchstinstanzliche Entscheidung bekommen, die
er wollte – nur nicht so. Jetzt muss das Bundesarbeitsgericht den
konkreten Fall unter der Prämisse entscheiden: Man darf nicht
diskriminieren, und das ist richtig so.

VON THOMAS PATERJEY
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